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  Vergleich des aktuell gültigen Landesgesetzes mit dem Gesetzesvorschlag der Initiative und dem Gesetzentwurf der AG des I. Gesetzgebungsausschusses des Landtages

	Instrumente und Verfahren
	LG Nr. 11 vom 18. 11. 2005
(mit Abänderungen von 2009)

	Gesetzentwurf Initiative u. a. 
(liegt als Volksbegehren 2013 z. Z. im Landtag zur Behandlung)


	Gesetzentwurf AG Gesetzgebungsausschuss 
Fassung Oktober 2016
	Anmerkungen zu Initiative-Gesetzentwurf

	Petition
	Nicht vorgesehen
	Alle in der Provinz ansässigen ital StaatsbürgerInnen und Angehörige eines EU-Landes können an den LT  oder an die LR eine Eingabe richten und haben Recht auf Behandlung und Antwort innerhalb einer vorgegebenen Frist.


	nicht vorgesehen
	Anregungsrecht

	Volksbegehren

(zu einem vorgelegten Gesetzentwurf)
	· Mindestens 3 PromotorInnen

· 8.000 Unterschriften

· Innerhalb 4 Monate

· Gesetzentwurf kann vom LT angenommen, abgeändert oder abgelehnt werden

· Behandlung innerhalb 1 Jahr


	· Zu einem  ausformulierten Gesetzentwurf oder Vorschlag zur Abschaffung eines Gesetzes (oder Teiles)

· Mind. 20 PromotorInnen

· 2.500 Unterschriften

· Innerhalb 6 Monaten

· Gesetzentwurf kann vom LT unverändert oder abgeändert angenommen oder abgelehnt werden

· Behandlung innerhalb 1 Jahr


	· Mindestens 3 PromotorInnen

· 8.000 Unterschriften 

· Innerhalb 4 Monate

· Gesetzentwurf kann vom LT angenommen, abgeändert oder abgelehnt werden

· Behandlung innerhalb 1 Jahr
	Anregungsrecht

Im LG Nr. 11: Finanzierungsbedarf + Weg zur Kostendeckung anzugeben

	beratende

Volksbefragung


	· Kann nur von LT mit absoluter Mehrheit 

zu einem Gesetzentwurf beschlossen werden, bevor er ihn verabschiedet

· Nicht bindend


	· Von absoluter Mehrheit des LT

· Oder von 20 PromotorInnen + 5.000 Unterschriften (innerhalb 3 Mo)

· Oder von 2/3 der LR

· Zu allen Gegenständen, die in der Zuständigkeit des LT und der LR liegen

· Kann auch in Teilen des Landes durchgeführt werden

· Auch über mehrere Vorschläge mit Auswahlmöglichkeit

· Nicht bindend


	· Von einem Drittel der Landtagsabgeordneten +1

· oder von 3 PromotorInnen + 8.000 Unterschriften (innerhalb 4 Mo wie bei VB?)
Zu allen Gegenständen (ausgenommen jene im Ausschlusskatalog), die in der Zuständigkeit des LT und der LR  (siehe eigenes Verfahren unter 5. bestätigende/ablehnende Volksabstimmung) liegen

· Nicht bindend
	Befragungsrecht

	einführende/

abschaffende

Volksabstimmung

(die Volksinitiative)
	· 30 PromotorInnen

· 13.000 Unterschriften

· Innerhalb 4 Mo (abschaffende) bzw. 3 Monaten (einführende)

· Zur Einführung  eines von ihnen vorgeschlagenen Gesetzentwurfes oder zur  Abschaffung eines geltenden Gesetzes
	· 20 PromotorInnen

· 10.000 Unterschriften

· Innerhalb 6 Monaten

· Kann auch von mindestens  10 Gemeinderatsversammlungen beschlossen werden.

· Zur Einführung/Abschaffung/Abänderung  eines  Gesetzes (oder Teiles), eines Verwaltungsaktes von Landes- oder Bezirksinteresse, einer Durchführungsbestimmung, eines Fachplanes oder zum Beschluss einer einfachen Anregung zu einer gesetzlichen Regelung

· Reicht die Anzahl der gesammelten Unterschriften nicht für die Volksabstimmung, jedoch für das Volksbegehren, dann kann der Vorschlag in dieser Form eingereicht werden.

· LT bzw. LR können innerhalb 180 Tagen einen Gegenvorschlag formulieren, der zusammen zur Abstimmung kommt.

· Es gibt auch die Möglichkeit der sog. indirekten  (= über eine schon als Volksbegehren eingebrachte Vorlage) einführenden/ abschaffenden Volksabstimmung (Art. 23)


	· 3 PromotorInnen

· von einem Drittel der Landtagsabgeordneten +1

· 8.000 Unterschriften

· innerhalb 4 Mo (?)
· zur Einführung  eines von ihnen vorgeschlagenen Gesetzentwurfes oder zur  Abschaffung eines geltenden Gesetzes
	Stimmrecht

	bestätigende/

ablehnende Volksabstimmung 

(das Referendum)
	Ist nicht in diesem Gesetz und ist nur auf der Grundlage des Landesgesetzes  Nr. 10 von 2002 für die im Art. 47 des Autonomiestatutes vorgesehenen Landesgesetze (Gesetze zur Regierungsform, Wahlgesetz, Gesetz zur Direkten Demokratie …) vorgesehen. Kann erwirkt werden: von 7 LT-Abgeordneten oder ca. 8.000 Unterschriften wenn Gesetz mit absoluter Mehrheit verabschiedet. Wenn mit 2/3 Mehrheit verabschiedet: 26.000 Unterschriften. Kein Quorum vorgesehen
	· Zu Gesetzen des LT, zu Durchführungsbestimmungen zu Landesgesetzen, zu Verwaltungsakten (Beschlüsse) der LR, zu Vorschlägen des Landes an den Regionalrat zur Abänderungen des Autonomiestatutes

· Innerhalb von 20 Tagen nach Veröffentlichung  beantragen  mindestens 300 WählerInnen  das Referendum. Gleichzeitig wird innerhalb von 7 Tg ein 20-köpfiges Promotorenkomitee gebildet.

· Kommission stellt die Durchführbarkeit fest

· 7.500 Unterschriften  innerhalb 3 Monaten (45 Tage, wenn es sich um Beschluss der LR handelt)

· Die LR kann mit 2/3 Mehrheit begründet beschließen, dass ein von ihr gefasster Beschluss  aufgrund besonderer Dringlichkeit unverzüglich in Kraft tritt.

· Es gibt Spezialfall eines obligatorischen Referendums (Art. 20, Abs. 3 über eine Gesetz, das aufgrund einer einfachen Anregung zustande gekommen ist – siehe Volksinitiative)
	· Mit der bestätigenden Volksabstimmung entscheiden die Bürgerinnen und Bürger darüber, ob ein vom Landtag erlassenes Gesetz in Kraft treten soll oder nicht. Ausgenommen sind Gesetze, die mit Zweidrittelmehrheit beschlossen worden sind. Das Landesgesetz Nr. 10/2002 wird für die bestätigende Volksabstimmung nicht angewandt.

· Mit der bestätigenden Volksabstimmung befinden die Bürgerinnen und Bürger unverbindlich über einen von der Landesregierung gefassten Beschluss bevor dieser in Kraft  gereten ist. Beschlüsse der Landesregierung, die entweder Erstinvestitionen im Ausmaß von 0,5 Prozent des Landeshaushaltes oder jährliche Laufkosten von 0,5 Promille des Landeshaushaltes (= 28 Mio), jeweils auf das letzte abgeschlossene Haushaltsjahr berechnet, zum Inhalt haben, treten grundsätzlich erst nach 15 Tagen nach Veröffentlichung in Kraft. In dieser Zeit können 200 in die Wählerlisten des Landes eingetragene Bürgerinnen und Bürger einen Antrag auf Aussetzung einreichen. Wird dieser von der Richterkommission als zulässig erklärt, so wird der entsprechende Beschluss der Landesregierung für 6 Monate ausgesetzt. Werden in dieser Zeit 8.000 Unterschriften für eine beratende Volksbefragung oder 2.000 für einen Bürgerrat gesammelt, so erfolgt die entsprechende Einberufung. Nach Abhaltung von Volksbefragung oder Bürgerrat muss die Landesregierung innerhalb der oben genannten Frist von 6 Monaten den Beschluss noch einmal fassen.
	Stimmrecht



	Gemeindeninitiative
	Nicht vorgesehen
	Mindestens 10 Gemeinderatsversammlungen, die mindestens  1/10 der Bevölkerung vertreten, können gemeinsam einen, von jeder mit absoluter Mehrheit beschlossenen Gesetzesvorschlag, zur Volksabstimmung bringen.


	Nicht vorgesehen
	

	Volksabstimmungen

In Teilen des Landes
	Nicht vorgesehen
	Jede Art von Volksabstimmung über Verwaltungsmaßnahmen  ist auch begrenzt auf einen Teil des Landes durchführbar, sofern die Maßnahme sich schwerpunktmäßig darauf bezieht. 

Sie müssen entweder Ausgaben beinhalten, die einen festgesetzten Betrag überschreiten, umweltrelevante Projekte betreffen oder Fachpläne zur Landesentwicklung oder als von Landesinteresse erklärt worden sein. 

Diese Einschränkung betrifft nicht die beratende Volksabstimmung.

Die Volksabstimmung muss in mindestens 10 Gemeinden oder in Gemeinden stattfinden, in denen mindestens 10% der Landesbevölkerung ansässig ist.


	Nicht vorgesehen
	

	
	
	
	
	

	Kommission zur Prüfung der Zulässigkeit und Durchführbarkeit einer Volksabstimmung
	· Kommission besteht aus drei, nach den Zufallsprinzip ausgewählten Richtern, die die Vorschläge auf ihre gesetzliche Rechtmäßigkeit und Verfassungskonformität prüfen

· Wenn die Kommission „Vorbehalte“  bezüglich Zulässigkeit hat, können die Antragsteller  innerhalb von 20 Tg den Antrag ergänzen oder neu formulieren.
	· Kommission besteht aus: 

· PräsidentIn des LT

· Volksanwalt/Anwältin

· eine im Einvernehmen zwischen LandtagspräsidentIn und den Einbringer- Innen des Antrages bestellte Person

· Wenn die Kommission „Vorbehalte“  bezüglich Zulässigkeit hat, können die Antragsteller ihre Position mündlich oder schriftlich vorbringen.

· Formelle Abänderungen werden in Übereinkunft mit den Einbringern durchgeführt.

· Gegen den Beschluss  der Kommission kann Rekurs eingelegt werden.


	· Kommission besteht aus drei, nach den Zufallsprinzip ausgewählten Richtern, die die Vorschläge auf ihre gesetzliche Rechtmäßigkeit und Verfassungskonformität prüfen

· Die Antragsteller können eine nicht öffentliche Anhörung verlangen 

· Wenn die Kommission „Vorbehalte“  bezüglich Zulässigkeit hat, können die Antragsteller  innerhalb von 10 Tagen den Antrag ergänzen oder neu formulieren.
	Kommission soll nicht ad hoc bestellt werden, sondern für die ganze Legislatur. Laut  verlässlichen Rechtsmeinungen ist eine 

Richterkommission verfassungswidrig, da das Land nicht auf Staatspersonal zugreifen darf.

Ihre Urteile über Verfassungskonformität einer Vorlage ist ebenfalls rechtswidrig.

	Unterschriften-sammlung
	· Im zuständigen Gemeindeamt
· Auf der Straße, beglaubigt durch Mandatare oder beauftragte Beamte:
a) vom Notar/der Notarin, vom Friedensrichter/der Friedensrichterin, von den Angestellten der Kanzleien des Oberlandesgerichts und des Landes​gerichts, von den Sekretärinnen und Sekretären der Staatsanwaltschaft;
 
vom Landeshauptmann/der Landes​haupt​frau, vom Landtagspräsidenten/ der Land​tagspräsidentin, von den Landesräten und -rätinnen, von den Landtagsab​geordneten, welche ihre diesbezügliche Bereitschaft dem Landeshauptmann oder der Landes​hauptfrau kundtun; 
b) vom Bürgermeister/der Bürgermeisterin, vom Präsidenten/der Präsidentin und Vizepräsidenten/in des Stadtviertelrates, von den Gemeindereferenten und -referentinnen, vom Präsidenten/der Präsidentin des Gemein​derates, von den Gemeinderäten und -rätinnen, welche ihre diesbezügliche Bereitschaft dem Bürger​meister/der Bürgermeisterin kund​tun, und vom Gemeindesekretär/der Gemeindese​kretärin; die Zuständigkeit zur Beglau​bigung durch die obgenannten Personen ist auf jene Gemeinde beschränkt, in deren Wählerlisten die Wählerin oder der Wähler eingetragen ist;

c) vom Präsidenten/der Präsidentin und vom Generalsekretär/der Generalsekretä​rin der Bezirksgemeinschaft des Bezirks, zu welchem die Gemeinde gehört, in deren Wählerlisten die Wählerin oder der Wähler eingetragen ist;

d) von den vom Landeshauptmann/der Landeshauptfrau, vom Bürgermeister/der Bürgermeisterin und vom Präsidenten/der Präsidentin der Bezirksgemeinschaft beauftragten Beamtinnen und Beamten.
	· Im zuständigen Gemeindeamt

· Auf der Straße, beglaubigt durch Mandatare und beauftragte Beamte 

· von BürgerInnen, die auf ihren Antrag hin innerhalb von 3 Tagen vom Bürgermeister zur Beglaubigung in der eigenen Gemeinde beauftragt werden. Sie übernehmen  die strafrechtliche Verantwortung für eine gültige Beglaubigung.

· Elektronische Unterschriftensammlung


	· Im zuständigen Gemeindeamt

· Auf der Straße, beglaubigt durch Mandatare oder beauftragte Beamte

· Beglaubigungsberechtigte: siehe Spalte 1

· „Die Gemeinden und Bezirksgemein​schaften sind verpflichtet, bei allen Ämtern, Dienststellen und Schaltern, die mit Beamtinnen und Beamten besetzt sind, die Unterschriftenbögen aufliegen zu lassen. Die Beamtinnen und Beamten werden von der Bür​germeisterin oder dem Bürgermeister oder dem Präsidenten/der Präsiden​tin der Bezirksgemeinschaft vorab mit der Beglaubigung der Unter​schriften beauftragt.“
	

	Ausschlussthemen
(überprüft durch Kommission)
	· Steuer- und Haushaltsgesetze

· Bestimmungen betreffend die Rechte und den Schutz der Sprachgruppen

· Regelung der finanziellen Zuwendung an das Personal und die Organe (LT, LR, LH) des Landes

· Nicht-Übereinstimmung mit Verfassung (!), mit Autonomiestatut, mit internationalem Recht (siehe Anmerkung)


	· Steuer- und Haushaltsgesetze

· Geschäftsordnung des LT

· Rechte und Schutz der Sprachgruppen und sozialer Minderheiten

· Die vom Autonomiestatut vorgesehenen Ausnahmen


	· Geschäftsordnung des Landtages

· Steuer- und Haushaltsgesetze

· Normen betreffend das Personal des Landes und seine Organe

· Normen, die den Schutz der Rechte der Sprachgruppen, ethnischer und sozialer Minderheiten garantieren
	· Im jetzt gültigen LG (durch Überarbei​tung von 2009) und im Gesetz​entwurf der AG wird der Kommis​sion die Kom​petenz gegeben, über die  Verfas​sungs​mäßigkeit einer Vorlage (d.h. auch Übereinstim​mung mit Autono​mie​statut) zu entscheiden. Dies ist rechtswidrig. (vgl. 8)

Entwurf der Initiative:

· Politikergehälter sind nicht ausgeschlossen .

· Es sind auch Volksab​stimmungen zu Regie​rungsform des Landes, zu Grundgesetzen wie Wahlgesetz und den Regeln der DD möglich.

· Es sind auch Abstim​mungen zu Verwal​tungsakten von lokalem und individuellem Interesse möglich, wenn sie bestimmte Voraussetzungen erfüllen (Art. 2, Abs. 4)



	Abstimmung über mehrere Vorschläge und Auszählung der Stimmen
	Bei konkurrierenden Gesetzesvorschlägen (z.B. Promotoren und LT) kann der Abstimmende sich für einen oder keinen der Gesetzesvorschläge aussprechen.  Es ist jener angenommen, der die Mehrheit der JA-Stimmen erhalten hat – vorausgesetzt, die Anzahl dieser JA-Stimmen ist höher als die Anzahl aller Stimmen, die sich für die Ablehnung aller Vorschläge ausgesprochen haben..


	Bei konkurrierenden Gesetzesvorschlägen können auch beide Vorlagen dem status quo vorgezogen werden. Erhalten beide mehr Ja- als Neinstimmen, dann entscheidet das Ergebnis der gleichzeitig erfolgten Beantwortung der Stichfrage, welche der beiden in Kraft treten soll.
	nicht vorgesehen
	

	Gültigkeit der Volksabstimmung


	40% Beteiligungsquorum
	15% Beteiligungsquorum
	25% Beteiligungsquorum
	

	Einbeziehung des LT
	Der LT kann innerhalb von 6 Monaten den vom Volk eingebrachten Gesetzentwurf verabschieden, womit die Abstimmung hinfällig wird.


	Der LT kann einen Alternativvorschlag zu einem Vorschlag aus dem Volk zusammen mit diesem zur Abstimmung vorlegen.


	nicht vorgesehen
	

	Schutz der Sprachgruppen


	Siehe Ausschlussthemen (Nr. 10)
	Zusätzlich zu den Ausschlussthemen (Nr. 10):

Die Mehrheit der Abgeordneten einer Sprachgruppe des LT kann mit Begründung feststellen, dass der zur Abstimmung vorgelegte Gesetzesvorschlag ein sog. ethnisch sensibles Thema ist. In diesem Fall ist für die Annahme die doppelte Mehrheit nötig (d.h. allgemeine Mehrheit + Mehrheit in jenen Gemeinden, in denen die betreffende Sprachgruppe die Mehrheit bildet).


	gleichlautend wie in Spalte 2
	mehrheitlich italienisch: Bozen, Leifers, Branzoll, Salurn, Pfatten.

	Sperrfristen
	12 Monate vor und 6 Monate nach LT-Wahlen dürfen keine Anträge auf Volksabstimmungen gestellt und keine Handlungen zur Volksabstimmung erfolgen.


	Es sind keine Sperrfristen vorgesehen.


	In den sechs Monaten vor Ablauf der Legislaturperiode des Landtages werden sämtliche Aktivitäten und Handlungen im Zusammenhang mit der Volksabstimmung ausgesetzt. Nach den Landtagswahlen gilt eine Pause von einem Monat, innerhalb dem keine Volksabstimmung veranlasst werden darf.
	

	Festsetzung des Abstimmungs-termins


	Innerhalb von 6 Monaten nach Feststellung der Zulässigkeit an einem Sonntag zwischen 15. April und 15. Juni
	Es werden im Dezember für das darauffolgende Jahr drei Abstimmungssonntage festgelegt, die nicht in Ferienzeiten liegen und nicht Teil von verlängerten Wochenenden sein dürfen..


	Innerhalb der auf den Bescheid der Durchführbarkeit folgenden Frühlings​session (15. März bis 15. Juni) oder Herbstsession (15. September bis 15. Dezember).
	

	Nicht-Durchführbar-

keit einer Volksabstimmung
	· Wird ein der aufhebenden Volksabstimmung unterworfenes Gesetz vor der Abstimmung aufgehoben oder grundlegend abgeändert, dann erklärt die Kommission die Abstimmung für nicht durchführbar.

· Wird es nur teilweise aufgehoben und nicht grundlegend abgeändert, dann werden jene Bestimmungen der Abstimmung unterworfen, die nicht oder nur unwesentlich abgeändert wurden. Dann ändert die Kommission die Fragestellung oder formuliert sie neu.

· Bei gesetzeseinführender Volksabstimmung: Wenn der LT im Zeitraum von 6 Monaten nach Ende der Unterschriftensammlung ein Gesetz verabschiedet, das „dem Gesetzesvorschlag, der Gegenstand der VA ist, entspricht und ggf. lediglich technische, redaktionelle und sprachliche Anpassungen vornimmt“, dann entfällt die Abstimmung. 


	Wird ein Vorschlag, über den in einer einführenden/

abschaffenden Volksabstimmung entschieden werden soll, vollinhaltlich vom LT bzw. von der LR übernommen, dann können die Einbringer den Antrag auf Volksabstimmung zurückziehen.
	· Im Falle einer wesentlichen Änderung der Rechtslage oder der Umstände, die Anlass für den Antrag auf Einleitung einer Volks​abstimmung waren, können die Antrag​stellenden innerhalb von fünf Tagen ab Veröffentlichung des Dekrets des Landes​hauptmannes /der Landeshauptfrau, mit dem die Volksabstimmung anberaumt wird, bei der Landesabteilung Zentrale Dienste eine begründete Mittei​lung hinterlegen, die Volksab​stimmung als gegenstandlos zu betrachten.

· Falls das der Volksabstimmung zu unterziehende Gesetz oder einzelne der Volksabstimmung zu unterziehende Gesetzesbe​stimmungen in der Zwischenzeit teilweise aufgehoben oder nicht grundlegend abgeändert wurden, sind jene Bestimmungen, die in Kraft geblieben sind oder nur unwesentliche Änderungen erfahren haben, der Volksab​stimmung zu unterziehen. Zu dem Zwecke ändert die Richterkom​mission im Einvernehmen mit den Promotorinnen und Promotoren die Fragestellung oder formuliert diese neu.
	

	Information
	Die Landesabteilung Zentrale Dienste garantiert eine objektive und ausgewogene Darstellung des Abstimmungsgegenstandes und sorgt für deren Veröffentlichung über die lokalen Medien.
	Jede/r Stimmberechtigte bekommt  1 Monat vor dem Abstimmungstag per Post ein Abstimmungsheft zugestellt. Darin wird auf sachliche und objektive Art über den Gegenstand, über die öffentlich bekannt gewordene Position dafür und dagegen informiert, sowie die wichtigsten Informationen zu den Formalitäten mitgeteilt. Redaktionell verantwortlich für das Abstimmungsheft ist die Kommission zur Prüfung der Zulässigkeit. Wie bei den Wahlen gelten die Regeln der par conditio. 


	1. Vor Volksabstimmungen wird eine schriftliche Information in allen Landessprachen an alle Haushalte verschickt und auf die gängigen Informationskanäle gestellt. Sie muss die Grundsätze laut Artikel 27 einhalten und bei den Haushalten spätestens 10 Tage vor dem Wahltermin einlangen.

2. Das Redaktionsteam wird vom Büro für politische Bildung und Beteiligung aus Vertretungen der befürwortenden und gleichermaßen der entgegnenden Seite zusammengestellt. 

3. Die Redaktion erfolgt gemeinsam und im Konsens über die Inhalte. Falls zusätzliche Meinungen und Kommentare aufgenommen werden, dann müssen diese ebenfalls beide Seiten gleichermaßen berücksichtigen.

 4. Alle im Landtag vertretenen Parteien können zu gleichen Teilen in der schriftlichen Information für alle Haushalte Wahlempfehlungen abgeben.
	

	Transparenz
	Nicht vorgesehen
	Es muss öffentlich bekannt gemacht werden, wer mit wie viel finanziellen Mitteln hinter einer Volksinitiative oder einem Referendum steht.


	1. All jene, die für die Volksabstimmung direkt oder indirekt Gelder ausgegeben haben, müssen die Meldung darüber samt Rechnungslegung innerhalb 60 Tagen nach der Abstimmung beim Präsidium des Landtages einreichen, welches diese Meldung an die Prüfstelle weiterleitet. 

2. Die Höhe und Herkunft der Ausgaben für Werbung werden auf der Website des Landtags veröffentlicht. 

3. Bürgerinnen und Bürger können dem Präsidium ebenfalls Meldungen über von Dritten getätigte Werbeausgaben machen und das Belegmaterial abliefern. Diese Angaben werden vom Präsidium überprüft und gegebenenfalls auf der Website des Landtags mit der Angabe „Nicht gemeldete Werbeausgaben“ veröffentlicht.
	

	Chancengleichheit

In der Werbung
	Nicht vorgesehen
	Wenn die öffentliche Verwaltung für die Bewerbung ihres Standpunktes öffentliche Gelder verwendet, dann müssen den Promotoren einer Volksabstimmung die gleichen finanziellen Mittel zur Verfügung gestellt werden.


	Nicht vorgesehen
	

	Rechtsberatung
	Nicht vorgesehen
	Die Promotoren einer Volksabstimmung haben den gleichen Zugang zur Rechtsberatung, wie die LT-Abgeordneten.


	Das Büro für politische Bildung und Beteiligung ist bei der Erstellung der Fragestellung behilflich und bietet Rechtsberatung im Vorfeld an. 
	

	Verwaltungsmäßige

Voraussetzungen zur Anwendung der politischen Mitbestimmungs-

Rechte


	Abteilung für zentrale Dienste
	Einrichtung eines eigenen Landesamtes für Wahlen und Abstimmungen


	Abteilung für zentrale Dienste
	

	Vereinfachung der Abwicklung von Volksabstimmungen
	Nicht vorgesehen
	Das neu errichtete Amt für Wahlen und Abstimmungen legt innerhalb von 2 Jahren ein Konzept zur Vereinfachung der Abwicklung von Volksabstimmungen, zur Kosteneinsparung und zur Förderung der Beteiligung vor.


	Der zuständige Gesetzgebungsausschuss ist verpflichtet, wenigstens einmal in jeder Legislaturperiode das gegenständliche Gesetz, falls nötig, den aktuellen Gegebenheiten und Erfordernissen anzupassen.
	

	24. 

Einrichtungen zur politischen Bildung, Unterstützung bei Anwendung direktdem. Instrumente und Gewährleistung ausgewogener Information
	nicht vorgesehen
	nicht vorgesehen
	Das Büro für politische Bildung und Bürgerbeteiligung ist beim Südtiroler Landtag angesiedelt und hat die Aufgabe, die politische Bildung in der Bevölkerung zu stärken, Beteiligungs- und Volksabstimmungsprozesse unterstützend zu begleiten und für eine ausgewogene Information über den Gegenstand von Volksabstimmungen zu sorgen.
	

	25.

Elemente partizipativer Demokratie

Bürgerrat
	nicht vorgesehen
	nicht vorgesehen
	· Der Bürgerrat ist ein moderiertes Betei​ligungsverfahren, bei dem Bürger​nnen und Bürger ergebnisoffen über gemein​wohlrelevante Fragestellungen der Landes- und Gesellschaftsentwicklung beratschlagen. Der Bürgerrat ermöglicht es mit einer geeigneten Methode, gesellschaft​liche Mitverantwortung zu übernehmen. Ziel eines Bürgerrates ist es, die Bürgerinnen und Bürger in den politischen Entschei​dungsprozess einzubinden.

· Der Bürgerrat, der die Angelegen​hei​ten der Landesgesetzgebung oder der Landesverwaltung berührt, ist abzuhalten:

a) auf Antrag von 300 BürgerInnen,
b) wenn mindestens ein Drittel der Abgeordneten des Landtages einen dementsprechenden Antrag einbringt,

c) wenn dies von der Landesregierung beschlossen wird.

· Der Bürgerrat setzt sich aus einer Gruppe von mindestens 12 Personen zu​sammen die in die Meldeliste des Landes eingetragen sind und das 16. Lebensjahr angetreten haben. Die Auswahl dieser Personen erfolgt nach einem geschichte​ten Zufallsverfahren, nach Sprachgruppe, Geschlecht und Alter.

· Die Teilnahme am Bürgerrat ist frei​willig aber verbindlich. In einem begrenz​ten Zeitraum von 1,5 Tagen werden von der Gruppe einstimmig getragene Ideen, Anregungen und Empfehlungen zu einer Frage oder Problemstellung ausgearbeitet.

· Als Ergebnis verfasst der Bürgerrat eine einstimmige, gemeinsam verfasste Erklärung.
	


